Hindernisse bei der Gleichstellung zwischen Frau und Mann im alltäglichen Leben 

Eine effektive, flächendeckende Gleichstellungspolitik wird heute in praktisch allen Kreisen unserer Gesellschaft anerkannt. Damit diese aber auch realisiert werden kann, muss sie durch eine aktive, umfassende Familienpolitik unterstützt und getragen werden. Um der heutigen Familie in all ihren Formen gerecht zu werden und ihren Wert in der Gesellschaft sichtbar zu machen, braucht es unter anderem auch Massnahmen in den Bereichen der „Familien- und Erziehungszeit“, des Wiedereinstiegs in das Berufsleben nach einer Familienphase, der Vernetzung von Familien- und Berufsleben und in der Frage der Lohngleichheit.

Unterbruch in der Berufsausübung

Viele Frauen geben auch heute noch ihren Beruf auf oder unterbrechen ihre Berufsarbeit, wenn sie Mutter werden. Sie ziehen es vor, ihre Kinder selber zu betreuen und zu erziehen, als sie zu Tageseltern, in die Kinderkrippe oder in den Kinderhort zu bringen. Die Wahl zwischen diesen Möglichkeiten soll jeder Frau und jeder Familie offen stehen. Jede Mutter soll sich entsprechend ihrer Persönlichkeit, ihrem Naturell und ihren Neigungen für das Eine oder Andere entscheiden können. Die eigene Familie oder die ausser familiäre Betreuung sollen gleichwertige Alternativen bilden. Tatsächlich wird heute die Mutterschaft und die Familienphase einer Frau von der Gesellschaft und der Arbeitswelt als Bruch in ihrem Berufsleben angesehen und von den Betroffenen häufig auch so erlebt. 

Folgen

Die Zeit, die eine Frau ausschliesslich der Kindererziehung und der Haushaltführung widmet, wird heute in der AHV durch eine Erziehungsgutschrift gewertet. In der Pensionskasse entstehen jedoch Lücken, die später nur gefüllt werden können, falls die Frau die finanziellen Mittel dazu zur Verfügung hat, was sehr oft nicht der Fall ist. Leistungen aus der ALV erhält nur, wer in den letzten sechs Monaten Beiträge entrichtete. Erziehungsarbeit wird nicht berücksichtigt. Eine Ausnahme bildet die Mutterschaft, wenn bis zur Geburt gearbeitet wurde. 

Bei der IV wird eine beträchtlich tiefere Rente ausbezahlt, wenn eine Frau nicht erwerbstätig ist.

Vorsorgen mit der 3. Säule ist für viele Frauen nur schwer oder überhaupt nicht möglich.

Wiedereinstieg

Bei einem Wiedereinstieg ins Berufsleben werden die Erfahrung und die Aneignung verschiedenster Fähigkeiten und Fertigkeiten während der Familienphase nicht in Betracht gezogen. Niemand interessiert sich für diese familiäre Vergangenheit. Meistens hat eine Frau auch die Entwicklung in ihrem angestammten Beruf nicht mitgemacht, was wiederum ein Grund sein kann, sie überhaupt nicht einzustellen.

Die Frau in der Familienphase hat üblicherweise keine Möglichkeit an der Fort- und Weiterbildung ihres Berufsstandes teilzuhaben. Und gerade dies wäre eine unabdingbare Voraussetzung um die Entwicklung im Beruf mitzumachen. Dem   Wiedereinstieg stünde ein Hindernis weniger im Weg. 

Arbeitslose

Gemäss einer Studie von Frau Béatrice Despland, die sie im Auftrag des Gleichstellungsbüros des Bundes durchführte, sind bei einer Stellensuche arbeitslose Frauen besonders betroffen. Sie haben nur Anrecht auf die Hälfte der üblichen Beiträge (1 Jahr ) und müssen erst noch eine wirtschaftliche Notwendigkeit beweisen können. Schwangerschaft, Geburt und Kindererziehung sind Gründe um eine Frau als nicht geeignet für eine Anstellung zu betrachten. Diese Sichtweise, wenn mit Härte angewendet, ist einem Werkzeug zum Ausschluss aus dem Berufsleben und folglich auch aus dem gesellschaftlichen Leben gleichzusetzen. 

Je länger eine Frau dem Berufsleben fernbleibt, um so grösser ist in der Regel auch die Angst vor einem Wiedereinstieg.

Es existieren heute nach wie vor Ungleichheiten bezüglich gleicher Lohn für gleichwertige Arbeit. ( siehe Thema „Egalité entre femmes et hommes“)

Bestehende Verfassungstext

In den heutigen Verfassungen finden wir zu diesen Themen Formulierungen wie “Verbot der Diskriminierung wegen der Lebensform und die Gewährleistung der Rechtsgleichheit ( BV Art. 8, Abs. 2 und 3 / BE Art. 10, Abs. 1 und 2 )

Die jurassische Verfassung beinhaltet eine etwas konkretere Formulierung: Art.8, c) le droit d’avoir une famille, d) le droit d’élever et d’éduquer ses enfants .

Im neuen Art. 13 der Walliser Kantonsverfassung ( angenommen 1999) heisst es: Abs.1 Der Staat muss der Familie, als Basisgemeinschaft der Gesellschaft, den für die Entfaltung jedes ihrer Mitglieder notwendigen Schutz sowie Unterstützung gewähren. Abs. 2 Er überprüft die Gesetzgebung unter dem Gesichtspunkt ihrer Auswirkung auf die Lebensverhältnisse der Familie und passt diese entsprechend an.

Dies ist ein sehr konkreter und verpflichtender Auftrag an den Staat. 

Aus diesen Überlegungen setzt sich Fr@uen-Dialog  dafür ein, 
-  dass der Staat und die Gemeinden im Rahmen ihrer Möglichkeiten und

   in Ergänzung zu anderen öffentlichen Dienstleistungen die nicht 

   bezahlten Aufgaben und Arbeiten, die zum Funktionieren, zur Pflege und zum   

   Wohlergehen der Familie und ihrer Mitglieder nötig sind, anerkennt. ( Erziehung,

   Haushaltführung, Freiwilligenarbeit und Ehrenamtlichkeit ) 

- dass Unterstützung und Hilfen für Eltern, um das Familien- und

  Berufsleben in Einklang bringen zu können eingerichtet werden. 

  (Mutterschaftsversicherung, Betreuungseinrichtungen für Kleinkinder,

  Vorschul- und Schulkinder, angepasste Stundenpläne in den

  öffentlichen Schulen )

- dass Unterstützung beim Wiedereinstieg ins Berufsleben und der

  ununterbrochenen Zugang zu Fort- und Weiterbildung ermöglicht werden.

- dass die Gleichstellung in Lohnfragen realisiert wird.

Um die Mütter und Väter in diesen Fragen und Problemen zu unterstützen und die angestrebte Entwicklung in der Gleichstellungs- und Familienpolitik zu begleiten, ist das Kantonale Büro für die Gleichstellung von Frau und Mann und für Familienfragen als permanente Institution einzusetzen und nicht nur per Dekret auf jeweils 5 Jahre.  
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